Deutsdier Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/3395 


Der Bundesminister für Verkehr 

StV 7 - 8210 Va/68 - 


Bonn, den 21. Oktober 1968 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Auswirkungen der Trennscheibenverordnung 

(§ 19 BOKraft) in bezug auf die Personensicherheit in 
Taxis 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Orgaß, Rollmann, 
Geisenhofer und Genossen 
- Drucksache V/3302 - 


Die Anfrage wird wie folgt beantwortet: 


1. Wie beurteilt die Bundesregierung die Auswirkungen der 
Trennscheibenverordnung (§ 19 BO Kraft) vom Januar 1966, 
nach der alle Taxis ab 1. Juli 1968 zwingend eine Trennscheibe 
eingebaut haben müssen, in bezug auf die Sicherheit von 
Fahrgästen und Fahrern? 


Die Bundesregierung hat bisher keinen Anlaß, die Auswirkun- 
gen der sogen. Trennwandverordnung negativ zu beurteilen. Bei 
Unfällen in Zusammenhang mit der Trennwand ist entschei- 
dend, ob sie etwa durch zu schnelles Fahren oder durch sonstige 
unsachgemäße Fahrweise verursacht oder mitverursacht wor- 
den sind. 

Nach Ansicht der Strafverfolgungsbehörden sind Überfälle auf 
Droschken- und Mietwagenfahrer meist Affekthandlungen, die 
unüberlegt und ohne Vorplanung vorgenommen werden. Da 
nach Feststellungen des Bundeskriminalamts z. B. in den Jahren 
1963 bis 1965 81 Vo der verübten Raubüberfälle aus dem 

Wageninnern erfolgten, ist die Annahme berechtigt, daß ein 
beträchtlicher Teil dieser Überfälle bei Vorhandensein einer 
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Trennwand nicht stattgefunden hätte. Hinzu kommt, daß nach 
§ 7 Abs. 3 der Straßenverkehrs-Ordnung (StVO) der Führer 
eines jeden Fahrzeugs zur gehörigen Vorsicht in der Leitung 
und Bedienung verpflichtet ist, d. h. er darf nicht von der Auf- 
merksamkeit, die der Verkehr erfordert, abgelenkt werden. 
Die Konzentration auf den Verkehr muß besonders von den 
Führern erwartet werden, die im gewerblichen Straßenperso- 
nenverkehr tätig sind. Einzig und allein eine Trennung des 
Fahrgastraums vom Fahrersitz bietet hier eine vorbeugende 
und unmittelbare Schutzwirkung und kann weder durch Warn- 
anlagen, Funkdienste noch durch andere z. Z. bekannte Einrich- 
tungen ersetzt werden, die günstigenfalls eine abschreckende 
Wirkung haben können. Die Trennwand macht Überfälle aus 
dem Fahrzeuginnern heraus praktisch unmöglich. Bei Über- 
fällen aus anderen Positionen bestehen für den Angreifer 
andere, für den Fahrzeugführer auf jeden Fall günstigere Ver- 
hältnisse. 

In welchem Maße das Ziel, Überfälle auf die Führer zu ver- 
hindern, erreicht wird, läßt sich mit absoluter Sicherheit heute 
noch nicht sagen. Tatsache ist indessen, daß die Überfälle auf 
Droschkenführer trotz insgesamt gestiegener Raubdelikte 1967 
erstmalig zurückgingen. Nach der vom Bundeskriminalamt ge- 
führten „Polizeilichen Kriminalstatistik'' sind einschließlich der 
Überfälle auf Droschkenführer 

im Jahre 1965 7655 

im Jahre 1966 9010 und 

im Jahre 1967 9784 

Raubdelikte registriert worden. Davon waren Überfälle auf 
Droschkenführer 

im Jahre 1965 77 

im Jahre 1966 88 und 

im Jahre 1967 53. 


2. Liegt der Bundesregierung statistisches Material über Personen- 
schäden auf Länderebene vor, welche auf Verletzungen durch 
die Trennscheiben in den Taxis beruhen? 


Für eine abschließende Beurteilung ausreichendes statistisches 
Material über Verletzungen von Taxiinsassen durch die Trenn- 
wand liegt der Bundesregierung nicht vor. Die obersten Ver- 
kehrsbehörden der Länder sind mit Schreiben vom 13. August 
1968 - StV 7 - 8158 Va/68 - gebeten worden, alle polizeilich 
erfaßten Unfälle, bei denen Fahrzeugführer oder Fahrgäste 
durch Aufprall auf die Trennwand in Mitleidenschaft gezogen 
wurden, mitzuteilen. Bisher sind Mitteilungen über vier Trenn- 
wandunfälle in Niedersachsen und über je acht Trennwand- 
unfälle in Hessen und Hamburg eingegangen. Als Unfallursache 
ist in zwei Fällen erheblich überhöhte Geschwindigkeit ange- 
geben; die Mehrzahl der übrigen Unfälle sind Auffahrunfälle, 
über deren Zustandekommen nähere Angaben fehlen. 
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3. Ist der Bundesregierung bekannt, daß allein im Bereich der 
Freien und Hansestadt Hamburg in den letzten fünf Monaten 
mindestens 21 Unfälle von Taxis mit zum Teil schweren Perso- 
nenschäden von der Notgemeinschaft Hamburger Taxiunter- 
nehmer konkret registriert wurden, die auf das Vorhandensein 
der Trennwand zurückzuführen sind? 


Die Notgeineinschaft Hamburger Taxiunternehmer hat dem 
Bundesverkehrsministerium mit Schreiben vom 7. Oktober 1968 
28 Trennwandunfälle mitgeteilt, von denen sich 15 (statt 21) in 
der in der Kleinen Anfrage angegebenen Zeit ereignet haben. 
Bei den Unfällen handelt es sich um zwei Frontalzusammen- 
stöße, sechs Vorfahrtverletzungen (Schuldfrage ungeklärt) und 
im übrigen überwiegend um Auffahrunfälle. Angaben darüber, 
ob Kopfstützen vorhanden und von den Fahrgästen Sicherheits- 
gurte benutzt worden sind, fehlen. Die Unterlagen reichen für 
eine erschöpfende Beurteilung der Frage, ob und ggf. in wel- 
chem Ausmaß die Trennwand unfallverschärfend gewirkt hat, 
nicht aus. 


4. Welche Erhebungen bezüglich Trennscheibenunfälle liegen aus 
anderen Großstädten vor? 

Erhebungen aus anderen Großstädten über Unfälle in Zusam- 
menhang mit der Trennwand sind der Bundesregierung bisher 
nicht bekannt geworden. Auf die Ausführung zu Nr. 2 wird 
Bezug genommen. 


5. Glaubt die Bundesregierung, daß die aufgrund der Trennwand- 
verordnung eingebauten Trennwände den technischen Sicher- 
heitserfordernissen entsprechen? 


über die Ausführung und Anbringung der Trennwände sind 
Richtlinien aufgestellt worden, die den in der Praxis gewonne- 
nen Erkenntnissen - auch hinsichtlich der Sicherheitserforder- 
nisse - entsprechen. 


6. Hat die Bundesregierung vor Erlaß der Verordnung technische 
Prüfungen anstellen lassen, um Gewähr für die größtmögliche 
Sicherheit bei Unfällen zu erhalten, zumal von den Fachver- 
bänden die Trennscheibe nachdrücklich als Gefahrenquelle be- 
zeichnet wurde? 

7. Wenn ja, welche Ergebnisse haben diese technischen Prüfungen 
erbracht? 

Für die Durchführung technischer Prüfungen bestand kein An- 
laß. Unfälle mit Taxifahrzeugen sind mit ähnlichen, sich täglich 
ereignenden Straßenverkehrsunfällen und ihren bedauerlichen 
Folgen für die Fahrzeuginsassen zu vergleichen. Die Gefahren, 
die bei plötzlichem Bremsen oder bei Verkehrsunfällen von der 
Trennwand ausgehen, sind in etwa die gleichen wie die von 
der Windschutzscheibe herrührenden für die neben dem Führer 
sitzende Person. Nach vielfachen Untersuchungen und den Er- 
fahrungen aus dem Unfallgeschehen ist erwiesen, daß durch das 
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Tragen der für Droschken und Mietwagen vorgeschriebenen 
Sicherheitsgurte die befürchteten Unfallfolgen vermieden oder 
gemildert werden. Die Sicherheit der Fahrgäste im Fahrgast- 
raum ist also gegenüber dem bisherigen Zustand nicht ver- 
ringert. 

Für den Führer selbst und einen neben ihm sitzenden Fahrgast 
kann die Trennwand keine größere Gefahr hervorrufen, als 
z. B. die Rückwand geschlossener Führerhäuser in Lastkraft- 
wagen. Gegen Gefährdungen durch Auffahren von hinten kön- 
nen Kopfstützen schützen, die bei Vorhandensein einer Trenn- 
wand besonders leicht anzubringen sind. Personenschäden im 
Zusammenhang mit der Trennwand dürften dann kaum auf- 
treten. 


8. Ist der Bundesregierung ein Gutachten aufgrund von techni- 
schen Versuchen von Professor Dr. E. Fiala, dem Leiter des 
Instituts für Kfz-Wesen und Kfz-Bau an der Technischen Uni- 
versität Berlin, bekannt und zu welchen Ergebnissen kommt 
dieses Gutachten? 

Das durch Professor Fiala von der Technischen Universität 
Berlin im Auftrag des Bundesverbandes des Deutschen Per- 
sonenverkehrsgewerbes (BDP) erstellte Gutachten ist der Bun- 
desregierung bekannt. Zusammenfassend stellt der Gutachter 
fest; 

„Bei Einbau der vorgesehenen Trennwand steht einer um- 
gehbaren Behinderung eines Überfalls auf den Fahrer 
eine bedenkliche Verringerung der Sicherheit für Fahrer 
und Fahrgäste gegenüber, und zwar sowohl im Hinblick 
auf eine Erhöhung der Unfallhäufigkeit als auch auf eine 
Erschwerung der Unfallfolgen. Nach der Einführung der 
zur Diskussion stehenden Trennwand in Droschken und 
Mietwagen wäre kaum mit einem Absinken der Überfälle 
zu rechnen, sicher aber mit einem Ansteigen der Ver- 
letzten und Getöteten infolge von Verkehrsunfällen.'' 

Die in dem Gutachten genannten nachteiligen Auswirkungen 
treten nach Auffassung der Bundesregierung nicht auf, wenn die 
Fahrgäste die vorhandenen Sicherheitsgurte benutzen, von der 
Möglichkeit, Kopfstützen einzubauen, Gebrauch gemacht wird 
und die Fahrzeugführer vorschriftsmäßig fahren. Im übrigen 
sollten die Unternehmer nur Neufahrzeuge mit ausreichenden 
Innenabmessungen erwerben. 


9. Trifft es zu, daß in anderen Ländern der EWG bereits früher 
die Verpflichtung zum Einbau einer Trennscheibe in Taxis 
bestand, diese aber aufgrund des erhöhten Personenschaden- 
risikos inzwischen außer Kraft gesetzt wurde, bzw. in bestimm- 
ten Ländern die Trennscheibe wegen des erhöhten Personen- 
schadenrisikos verboten ist? 
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In den EWG-Staaten bestand nur in Italien eine inzwischen 
aufgehobene Verpflichtung zum Einbau von Trennwänden. Die 
Verhältnisse in Italien sind aber mit den bei uns herrschenden 
nicht vergleichbar, weil dort vorwiegend Kleinwagen als Taxis 
verwendet werden, und die Trennwände dort nicht dem Fahrer- 
schutz und zugleich der Verkehrssicherheit, sondern der Wah- 
rung der Intimsphäre der Fahrgäste dienen sollten. Dagegen 
werden noch heute die Taxis in London mit Trennwänden aus- 
gerüstet; in Schweden ist der Einbau von Trennwänden in Taxis 
durch den Königlichen Erlaß Nr. 257 vom 16. Mai 1958 vorge- 
schrieben worden, über Verletzungen an der Trennwand dieser 
Fahrzeuge liegen der Bundesregierung Unterlagen nicht vor. 
Der Bundesregierung ist auch nicht bekannt, daß in anderen 
Ländern der Einbau von Trennwänden verboten ist. 


10. Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung zu ergreifen, 
um die durch die Trennwand sich häufenden Personenschäden 
künftig zu vermeiden? 


Alle der Bundesregierung zur Kenntnis gebrachten und polizei- 
lich erfaßten Unfälle im Zusammenhang mit der Trennwand 
werden sorgfältig auf ihre eigentlichen Ursachen untersucht 
werden. Sollte sich dabei ergeben, daß die Unfälle durch zu 
schnelles Fahren oder unsachgemäße Fahrweise verursacht oder 
mitverursacht worden sind, wird die Frage zu prüfen sein, ob 
Droschken und Mietwagen mit Fahrtschreibern ausgerüstet 
werden sollten. 


Leber 
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